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192 . Kundmachung: Geltungsbereich des Budapester Vertrages über die internationale Anerkennung der
Hinterlegung von Mikroorganismen für die Zwecke von Patentverfahren

1 9 3 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Burghausen — Neue Brücke

1 9 4 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Burghausen — Alte Brücke

195 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Passau — Saming

1 9 6 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des Abkommens zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung der Änderungsabkommen für die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen am Grenzübergang
Scheidegg/Weienried

192. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
5. Mai 1987 betreffend den Geltungsbereich
des Budapester Vertrages über die internatio-
nale Anerkennung der Hinterlegung von
Mikroorganismen für die Zwecke von Patent-

verfahren

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
Weltorganisation für geistiges Eigentum haben fol-
gende weitere Staaten ihre Ratifikationsurkunden
zum Budapester Vertrag über die internationale
Anerkennung der Hinterlegung von Mikroorganis-
men für die Zwecke von Patentverfahren, abgeän-
dert am 26. September 1980 (BGBl. Nr. 104/1984
in der Fassung BGBl. Nr. 315/1984, letzte Kund-
machung des Geltungsbereiches BGBl. Nr. 208/
1985) hinterlegt.

Staaten: Datum der Hinterlegung der Rati-
fikationsurkunde :

Finnland 1. Juni 1985
Italien 23. Dezember 1985
Niederlande (ein- 2. April 1987
schließlich Niederlän-
dische Antillen und
Aruba)
Norwegen 1. Oktober 1985

Vranitzky

193. Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Burghausen — Neue

Brücke

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955*) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung

•) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
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der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975*)
und 16. September 1977 **) für die Errichtung vor-
geschobener österreichischer Grenzdienststellen am
Grenzübergang Burghausen — Neue Brücke fol-
gende Vereinbarung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Burghausen — Neue Brücke
werden auf deutschem Gebiet vorgeschobene öster-
reichische Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Brücke über die Salzach von der

gemeinsamen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den die Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz einschließlich der Rampen am
östlichen und westlichen Dienstgebäude;

— die Karl-Stechele-Straße einschließlich
der Standspur vom Amtsplatz bis zur Ein-
mündung in die Tittmoninger/Mautner-
straße;

— im mittleren Dienstgebäude im Erdge-
schoß die Abfertigungshalle, im Kellerge-
schoß den Sozialraum, den Durchsu-
chungsraum, die sanitäre Anlage sowie
alle Verbindungswege und die Außen-
treppe;

— im westlichen Dienstgebäude im Keller-
geschoß den Fahrradraum einschließlich
der Außentreppe;

b) die den österreichischen Bediensteten zur
alleinigen Benützung überlassenen Räume,
und zwar
— im mittleren Dienstgebäude im Erdge-

schoß die an der Westseite gelegenen
Räume, im Kellergeschoß den Raum
nördlich des Installationsraums und den
in der sanitären Anlage gelegenen Abstell-
raum;

— im östlichen Dienstgebäude den südlichen
Raum;

— im westlichen Dienstgebäude den südli-
chen Raum.

Artikel 3

Mit dem Inkrafttreten dieser Vereinbarung tritt
die Vereinbarung vom 11. März 1970 über die
Errichtung vorgeschobener österreichischer Grenz-
dienststellen auf deutschem Gebiet am Grenzüber-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

gang Burghausen (neue Salzachbrücke) ***) außer
Kraft.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
01. Juni 1987 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 02. April 1987

L. S.
An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/271-A/87

Verbalnote
Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem

Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 02. April 1987 — 510-511.13/3 OST zu bestä-
tigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, . . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote) . . . .
zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 01. Juni 1987 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 02. April 1987

L.S.
An das
Auswärtige Amt
Bonn

Vranitzky

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 130/1970
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194. Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Burghausen — Alte

Brücke

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
H.September 1955*) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung
der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975 **)
und 16. September 1977***) für die Errichtung
vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Burghausen — Alte Brücke fol-
gende Vereinbarung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Burghausen — Alte Brücke
werden auf deutschem Gebiet vorgeschobene öster-
reichische Grenzdienststellen errichtet.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

a) die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Brücke über die Salzach von der

gemeinsamen Grenze bis zum Amtsplatz;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz;
— im Dienstgebäude im Erdgeschoß den

Abfertigungsraum, den Sozialraum, die
sanitäre Anlage sowie alle Verbindungs-
wege;

— den Abfertigungskiosk;
b) den den österreichischen Bediensteten zur

alleinigen Benützung überlassenen im Erdge-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

schoß des Dienstgebäudes westlich des
Sozialraumes gelegenen Raum.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
01. Juli 1987 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 15. April 1987

L.S.

An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/275-A/87

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 15. April 1987 - 510-511.13/3 OST zu bestä-
tigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, . . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote)
zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 01. Juli 1987 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 15. April 1987

L.S.

An das
Auswärtige Amt
Bonn

Vranitzky
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1 9 5 . Vereinbarung gemäß Art. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen

am Grenzübergang Passau-Saming

AUSWÄRTIGES AMT
510-511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 *) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung
der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975 **)
und 16. September 1977 ***) für die Errichtung
vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Passau-Saming folgende Ver-
einbarung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Passau-Saming werden auf
deutschem Gebiet vorgeschobene österreichische
Grenzdienststellen errichtet; deutsche Bedienstete
können auf österreichischem Gebiet die Grenzab-
fertigung vornehmen.

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt

1. auf deutschem Gebiet
a) die von den Bediensteten beider Staaten

gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar
— die Straße auf eine Länge von 25 m

beginnend an der gemeinsamen
Grenze;

— den das Dienstgebäude umgebenden
Amtsplatz;

— im Dienstgebäude im Erdgeschoß die
Teeküche sowie alle sanitären Anlagen
und Verbindungswege einschließlich
des Treppenhauses im Erd- und
Untergeschoß;

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

b) die den österreichischen Bediensteten im
Dienstgebäude zur alleinigen Benützung
überlassenen Räume, und zwar
— im Erdgeschoß den in der Nord-

ostecke gelegenen Abfertigungsraum
mit Zugang;

— im Untergeschoß den in der Süd-
ostecke gelegenen Raum;

2. auf österreichischem Gebiet
die von den Bediensteten beider Staaten
gemeinsam benützten Flächen, Anlagen und
Räume, und zwar
— die Straße auf eine Länge von 25 m begin-

nend an der gemeinsamen Grenze;
— den das Dienstgebäude umgebenden

Amtsplatz.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
01. Juni 1987 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 06. April 1987

L.S.

An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/272-A/87

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 06. April 1987 — 510-511.13/3 OST — zu
bestätigen, deren Text wie folgt lautet:

„Das Auswärtige Amt beehrt sich, . . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote)....
zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 01. Juni 1987 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
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Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf
den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 06. April 1987

L. S.

An das
Auswärtige Amt
Bonn

Vranitzky

1 9 6 . Vereinbarung gemäß Axt. 1 Abs. 3 des
Abkommens vom 14. September 1955 zwi-
schen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland über Erleichterungen
der Grenzabfertigung im Eisenbahn-, Straßen-
und Schiffsverkehr in der Fassung der Ände-
rungsabkommen vom 21. Jänner 1975 und
16. September 1977 für die Errichtung vorge-
schobener österreichischer Grenzdienststellen

am Grenzübergang Scheidegg/Weienried

AUSWÄRTIGES AMT
510—511.13/3 OST

Verbalnote

Das Auswärtige Amt beehrt sich, der Öster-
reichischen Botschaft mitzuteilen, daß die für die
Grenzabfertigung zuständigen obersten Bundesbe-
hörden der Bundesrepublik Deutschland in Ausfüh-
rung von Artikel 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 *) zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Republik Österreich über
Erleichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der Fassung
der Änderungsabkommen vom 21. Januar 1975 **)
und 16. September 1977***) für die Errichtung
vorgeschobener österreichischer Grenzdienststellen
am Grenzübergang Scheidegg/Weienried folgende
Vereinbarung vorschlagen:

Artikel 1

Am Grenzübergang Scheidegg/Weienried wer-
den auf deutschem Gebiet vorgeschobene öster-
reichische Grenzdienststellen errichtet; deutsche
Bedienstete können auf österreichischem Gebiet die
Grenzabfertigung vornehmen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 240/1957
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1979

***) Kundgemacht in BGBl. Nr. 332/1979

Artikel 2

Der örtliche Bereich im Sinne des Artikels 4
Absatz 6 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 umfaßt die von den Bediensteten beider
Staaten gemeinsam benützten Flächen, Anlagen
und Räume, und zwar

a) auf deutschem Gebiet
— die Staatsstraße 2378 von der gemeinsa-

men Grenze bis zur östlichen Fluchtlinie
des Dienstgebäudes;

— die Straße zur Parzelle Diethen von der
Staatsstraße 2378 bis zur Brücke über den
Entwässerungsgraben einschließlich des
Seitenstreifens;

— den Vorplatz vor der Straßenfront des
Dienstgebäudes;

— den Abfertigungskiosk;
b) auf österreichischem Gebiet

— die Landesstraße Nummer 9 von der
gemeinsamen Grenze bis zur westlichen
Fluchtlinie des Dienstgebäudes;

— die Straße zur Parzelle Diethen von der
Landesstraße Nummer 9 bis zur Brücke
über den Entwässerungsgraben ein-
schließlich des Seitenstreifens;

— den Vorplatz vor der Straßenfront des
Dienstgebäudes.

Das Auswärtige Amt beehrt sich vorzuschlagen,
daß durch den Austausch dieser Verbalnote und
der Antwortnote der Österreichischen Botschaft
die vorstehende Regelung eine Vereinbarung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 3 des Abkommens vom
14. September 1955 in der Fassung der Änderungs-
abkommen von 1975 und 1977 bildet, die am
01. Juli 1987 in Kraft tritt und die schriftlich auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer Frist
von sechs Monaten je auf den ersten Tag eines
Monats gekündigt werden kann.

Das Auswärtige Amt benutzt diesen Anlaß, die
Österreichische Botschaft erneut seiner ausgezeich-
neten Hochachtung zu versichern.

Bonn, den 10. April 1987

L.S.

An die
Österreichische Botschaft
Bonn

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT
Zl. 112.05/274-A/87

Verbalnote

Die Österreichische Botschaft beehrt sich, dem
Auswärtigen Amt den Empfang seiner Verbalnote
vom 10. April 1987 — 510-511.13/3 OST zu bestä-
tigen, deren Text wie folgt lautet:
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„Das Auswärtige Amt beehrt sich, . . . . (es folgt
der weitere Text der deutschen Verbalnote)
zu versichern."

Die Botschaft beehrt sich, dem Auswärtigen Amt
mitzuteilen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung damit einverstanden ist, daß die vorgeschla-
gene Regelung durch den Austausch der Verbal-
note des Auswärtigen Amtes und dieser Antwort-
note eine Vereinbarung im Sinne des Artikels 1
Absatz 3 des Abkommens vom 14. September 1955
in der Fassung der Änderungsabkommen von 1975
und 1977 bildet, die am 01. Juli 1987 in Kraft tritt
und die schriftlich auf diplomatischem Wege unter
Einhaltung einer Frist von sechs Monaten je auf

den ersten Tag eines Monats gekündigt werden
kann.

Die Österreichische Botschaft benützt gerne
auch diesen Anlaß, dem Auswärtigen Amt den Aus-
druck ihrer ausgezeichneten Hochachtung zu
erneuern.

Bonn, den 10. April 1987

L.S.

An das
Auswärtige Amt
B o n n

Vranitzky


